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Stadtjäger

Die Mauernische, in der einst
eine Inschriftenplatte ange-
bracht war, ist zu einer Art
Wandtafel mutiert, auf der
sich wilde farbige Kritzeleien
befinden. Und auch die beiden
Säulen halten als Flächen für
kindliche Kreidemalereien hin.
Das auf die Architektur alter
ägyptischer Tempel verwei-
sende kleine Monument steht
im Kannenfeldpark und muss
sich einiges gefallen lassen.
Aber wer weiss heute schon
noch, dass es sich hier um das
letzte übrig gebliebene Grab-
mal des 1951 aufgehobenen
Kannenfeld-Gottesackers
handelt.

Schon vor 40 Jahren war die
einstige Bedeutung dieses
Grabdenkmals in Vergessenheit
geraten. Es brauchte 1982 eine
Leserumfrage der BaZ, um
herauszufinden, dass es das

Grabmal Johann Jakob Merians
(1826–1892), Professor für
klassische Philologie, und
seines Bruders, des Kaufmanns
Adolf Merian (1830–1906),
gewesen war.

Suzanne Schneider-Christ, eine
Nichte der Bestatteten, gab
damals die Auskunft: «Ich
nehme an, dass die Brüder
Alfred und Adolf dem Erstver-
storbenen Johann Jakob das

Grabmal erstellen liessen. In der
Familie war Johann Jakob
bekannt für seine vielen Reisen
in die Mittelmeerländer.» Das
erklärt auch den neuägypti-
schen Charakter des Grabmals,
das einem kleinen Tempelportal
gleicht. Zwei Säulen mit ägypti-
schen Kapitellen tragen eine
Dachplatte, deren Stirnseite
ebenfalls ägyptisierende
Schmuckformen aufweist: eine
geflügelte Sonne.

Werwar dieser Johann Jakob
Merian? «Als Professor für
klassische Philologie stand er
nicht in der vordersten Reihe
der akademischen Lehrer»,
sagte sein Professorenkollege
JakobWackernagel am Grab des
Verstorbenen. Hingegen prägte
er den BaslerWissenschaftsbe-
trieb mit ausgedehnter ehren-
amtlicher Mitarbeit in wissen-
schaftlichen Vereinen – und
besonders als Mäzen. Beispiels-
weise schenkte Merian der
Historischen Antiquarischen
Gesellschaft zu Basel das
Gelände Neun Türme samt
Schönbühl in Augusta Raurica,
auf dem das Amphitheater und
andere Ruinen ausgegraben
werden konnten.

Über den ewigen Junggesellen
schrieben die «Basler Nach-
richten» im Nachruf, dass er
sich auch mancher armer

Studenten angenommen habe,
«und er hätte es gewiss noch
öfter gethan, wenn man an ihn
gelangt wäre. Selbst die Initia-
tive zu ergreifen, war ihm nicht
gerade gegeben.»

Als sich im Kannenfeldpark
neben dem ehemaligen Grab-
mal noch ein Sandkasten und
eineWasseranlage befanden,
schmetterten die Kinder mit
Lust nassen Sand gegen das
kleine Monument, sodass es
den Namen «Pfludder-Tempel-
chen» erhielt.Wer weiss, viel-
leicht ergreift einmal jemand
die Initiative und verschönert
das Denkmal.

VomGrabmal zumPfludder-Tempelchen

Ehemals ein Friedhof: Der Kannenfeldpark, in dem sich als letztes Relikt früherer Zeiten das Grabmal von
Johann Jakob Merian erhalten hat. Fotos: Dominik Heitz

Das neuägyptische Tempelportal: Die Löcher in der Wand verweisen
auf die entfernte Inschriftenplatte.

Dominik Heitz
BaZ-Redaktor

Der Grosse Rat hat einen
SP-Vorstoss knapp gut-
geheissen. Ausländer, die seit
mindestens fünf Jahren im
Kanton wohnen und eine
Niederlassungsbewilligung
haben, sollen im Kanton
abstimmen, wählen sowie
gewählt werden können.

Als Grund wird die steigende
Zahl der Ausländerinnen
und Ausländer angeführt.
Es sei nicht demokratisch,
wenn Menschen, die hier
wohnten und auch Steuern
bezahlten, nicht mitbestim-
men könnten.

Der Regierungsrat muss eine
Vorlage ausarbeiten zur
Änderung der Verfassung.
Dann entscheidet das Volk.
Nach 1994, als mehr als
70 Prozent eine Initiative ab-
lehnten, und 2010, als über
80 Prozent zum Ausländer-
stimmrecht Nein sagten,
ist das jetzt der dritte Anlauf.

Interessierte Ausländerinnen
können sich einbürgern lassen,
falls sie die Voraussetzungen
dazu erfüllen. Die Einbürge-
rung ist erleichtert worden,
besonders für Junge, die hier
geboren wurden und deren
Familien schon lange in der
Schweiz wohnen. Die Bürger-
gemeinde Basel bearbeitet die
Einbürgerungen mit grosser
Sorgfalt. Mit dem Bürgerrecht
erhält man auch das Stimm-
undWahlrecht.

Für mich gibt es keinen Grund,
von diesem bewährten Vorge-

hen abzuweichen. Ich lehne
auch die anderen Versuche von
linken Parteien ab, am
bestehenden Stimm- und
Wahlrecht herumzubasteln.
Das Prinzip «one man – one
vote» (ein Mann, eine Stimme,
Anm. d. Red.) muss bleiben
und auch in Zukunft an das
Bürgerrecht gebunden sein.

Empörend, wie eine SP-Regie-
rungsrätin versucht hat, das
Stimmrecht älterer Menschen
zu entwerten, indem
Ältere eine Stimme haben
sollen, Jüngere aber zwei.
Verwerflich auch die Begrün-
dung der Forderung für das
Stimmrechtsalters 16; dem
Stimmverhalten älterer
Menschen müsse man etwas
entgegenhalten, deshalb
sollten die 16- und 17-Jährigen
stimmen können. So darf man
nicht mit der Generation
umgehen, der wir unseren
Wohlstand verdanken. Diese
Form von Altersdiskriminie-

rung muss bekämpft werden.
Das Argument, die ausländi-
sche Bevölkerung bezahle hier
auch Steuern und müsse des-
halb stimmen und wählen
können, ist nicht schlüssig. Das
Stimm- undWahlrecht darf
nicht an die Steuerleistung
gebunden werden. Das wäre
ungerecht den fast 30’000 Per-
sonen gegenüber, die keine
Steuern bezahlen; darunter
viele Ausländer.

Die ausländische Bevölkerung
profitiert genau gleich wie die
Schweizerinnen und Schweizer
von staatlichen Leistungen. Bei
Bedarf werden Beiträge an die
Krankenkassenprämien geleis-
tet, Mietzuschüsse ausgerichtet,
Stipendien bezahlt, Kosten für
Schulanlässe übernommen,
Gratis-Sprachkurse für Erwach-
sene und Kinder angeboten und
Sozialhilfe bezahlt. Zu Recht
wird dabei kein Unterschied
zwischen Schweizer Bürgern
und Ausländern gemacht.Wer

aus demAusland nach Basel
kommt, tut dies freiwillig und
wohl auch in Erwartung besse-
rer Berufs- oder Lebenspers-
pektiven. Das soll so sein, unser
Arbeitsmarkt braucht Auslän-
derinnen und Ausländer, sie
sind willkommen.

Es ist jeder und jedem freige-
stellt, die Einbürgerung
anzustreben. Die Demokratie
wird in keinerWeise beschä-
digt, wenn in unserem Kanton
Ausländerinnen und Ausländer
wohnen, die nicht stimmen
dürfen. Sie könnten, wenn sie
wollten. Einer grossen Anzahl
Menschen aus dem Ausland
nach nur fünf Jahren Aufent-
halt das Stimm- undWahlrecht
gratis zu geben, würde das
bewährte Einbürgerungs-
verfahren aushöhlen und
das Schweizer Bürgerrecht
entwerten. Jeder entscheidet
selbst über seine Integration.
Es ist allen unbenommen, ihre
Kinder in die International

School zu schicken. Es besteht
kein Zwang, unsere Sprache zu
erlernen. Der Zugang zu staatli-
chen Leistungen besteht gleich
wie für Schweizerinnen und
Schweizer. Um aber mitbestim-
men zu können, darf von
Ausländern auch ein Effort
verlangt werden, das Einbürge-
rungsverfahren.

Ist die Triebfeder für diesen
erneuten, anbiedernd wirken-
den Versuch die Hoffnung, die
eigeneWählerbasis zu erwei-
tern? Die SP-Forderung nach
Mitsprache für alle ist auch
deshalb interessant, weil die SP
ihren Mitgliedern nicht erlaubt,
über Regierungsratskandidatu-
ren zu befinden, das ist dort
Sache der Delegierten.

Braucht Basel ein Stimm- undWahlrecht für Ausländer?
Am bewährten System sollten wir nicht herumbasteln. Wer wählen will, soll sich einbürgern lassen.

Christoph
Eymann
LDP-Nationalrat
Basel-Stadt

Eymann

Eine 24-jährige Frau wurde am
Samstag über Mittag in Pratteln
Opfer eines Gewaltdelikts. Wie
die Baselbieter Polizei mitteilt,
sei die Frau kurze Zeit späterver-
storben. Eine «dringend ver-
dächtigte Person» konnte noch
in derWohnung an der Mutten-
zerstrasse, in der sich die Tat of-
fenbar ereignete, festgenommen
werden.Es handelt sich dabei um
einen 56-jährigenMann.Wie die
Polizei inzwischen gesichert
weiss, handelt es sich sowohl
beim Täter als auch beim Opfer
um kosovarische Staatsangehö-
rige. Die junge Frau sei durch
eine Stichwaffe umgekommen.

EntsprechendeAussagen von
Anwohnern und Zeugen, die
erstochene Frau habe sich in
Scheidung befunden und sei in
Auseinandersetzung mit ihrem
Schwiegervater gestanden,woll-
te die Polizei nicht bestätigen, sie
sagt aber: «Es handelt sich um
ein innerfamiliäres Delikt.»War
es ein Ehrenmord? «Wir ermit-
teln in alle Richtungen», kom-
mentiert PolizeisprecherAdrian
Gaugler am Sonntagnachmittag
nicht weiter.

Notruf wegen eines Streits
Tags zuvor erklärte Sprecher
MarcelWyss gegenüber «20 Mi-
nuten», bei der Polizei sei am
Samstag kurz vor Mittag ein
Notruf wegen eines Streits
eingegangen. Daraufhin sei die
Polizei sofort ausgerückt. Es
standen 15 Personen im Einsatz.
Ein Team der Gerichtsmedizin
war ebenfalls vor Ort.

Augenzeugen berichten
gegenüber den Sender «Tele-
basel» von Schreien zwischen
einemMann und einer Frau. Die
Strasse beim Tatort sei abge-
sperrt, vor Ort befinde sich ein
Grossaufgebot von Polizei und
Ambulanzen. Forensische Mit-
arbeiter würden den Tatort ab-
suchen.Eine Person– allerWahr-
scheinlichkeit nach der 56-jähri-
ge Mann – sei in Handschellen
abgeführt worden. (kha/wah)

Frau erstochen –
war es Ehrenmord?
Gewaltdelikt in Pratteln Ein
56-jähriger Mann wurde
festgenommen.

Reparaturbedürftiger Riese

Unweit des ägyptischen Grabmals
befindet sich die Skulptur eines
mehrere Meter grossen, gutmüti-
gen Riesen, der hinter einem
Baum hervorschaut. Doch die von
Markus Böhmer einst für die
vorübergehende Ausstellung
«Welt der Mythen» geschaffene
Figur ist im Laufe ihrer 30 Jahre

reparaturbedürftig geworden. Und
eine fachmännische Renovation
kostet Geld. Ein mittlerer fünfstelli-
ger Betrag ist dafür nötig. Der
Neutrale Quartierverein Kannen-
feld als Besitzer des Riesen ist
deshalb für jede Spende dankbar.
Detaillierte Informationen unter:
www.nqv-kannenfeld.ch

Empörend,
wie eine Politikerin
versucht,
das Stimmrecht
ältererMenschen
zu entwerten.
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Die Starke Schule beider Basel
hadert mit dem Kurs von Regie-
rungsrätinMonica Gschwind,die
unbeirrt an den rund 3500, teil-
weise diffusen Kompetenzbe-
schreibungen in den Lehrplänen
für die Sekundar- und Primar-
schulen festhält.Die Kompetenz-
beschreibungen bildeten die
Grundlage fürdie schlechten und
überteuerten Lehrmittel «Mille
feuilles» und «NewWorld», de-
ren didaktischer und pädagogi-
scherWert in Studien deklassiert
worden ist. Die Lehrmittel haben
bei Schülern zu verheerenden
Resultaten geführt.

WährendGschwindweiter auf
diesem Lehrplan aufbauen will,
versucht die Starke Schule das
Werk zu demontieren: mit einer
Initiative, die die Kompetenzbe-
schreibungen aufmaximal 1000
beschränken soll. Die Idee dahin-
ter: dem Lehrplan mehr Kontur
und Verbindlichkeit zu geben.
Das Volksbegehren ist 2019 mit
1845Unterschriften für gültig er-
klärt worden und könnte 2021
zur Abstimmung gelangen.

Dass die Starke Schule mit
Gschwinds Bildungskurs über-
haupt nicht zufrieden ist, zeigt
die neuste Medienmitteilung
der Lehrergruppe, welche die
Bildungsreformen rund um
Harmos und den Lehrplan 21 kri-
tisch begleitet. Die bissige
Mitteilung der Starken Schule ist
eine Reaktion auf eine Informa-
tion der Regierung vom Mitt-
woch: Dort hielt Gschwind fest,
dass das Anliegen der einge-
reichten Initiative zurReduktion
der Kompetenzbeschreibungen
längst erfüllt sei.

Vorwurf der Desinformation
Gschwind argumentiert, dass auf
Ebene der Sekundarstufe die
Kompetenzbeschreibungen mit
einem neuen Teil ergänzt wor-
den sind, in dem die Stoffinhal-
te, Themen, Inhalte, Grobziele
und Treffpunkte festgehalten
sind. Somit sei das Kernanliegen
der Starken Schule erfüllt. Die
Primarschulen hätten eine Än-
derung des Lehrplans ohnehin
nicht fürnötig gehalten.Die Star-
ke Schule wirft Gschwind jetzt
vor, entweder tatsachenwidrig
zu informieren oder zu bestäti-
gen, dass sie selber die 3500

Kompetenzbeschreibungen so-
eben «für irrelevant erklärt»
habe. «Die im Lehrplanteil vor-
handenen 3536 Kompetenzbe-
schreibungen kann jeder nach-
zählen und damit leicht feststel-
len, dass es deutlich mehr sind
als die in der Initiative geforder-
te Beschränkung auf 1000. Die
BKSD täuscht damitMedien und
Öffentlichkeit», schreibt die Star-
ke Schule am Sonntag.

Aus der regierungsrätlichen
Medienmitteilung zieht die Star-

ke Schule aber auch eine zweite
Schlussfolgerung und stellt eine
steile These auf: Es könne eben-
so gut sein, dass die BKSD die
rund 3500 Kompetenzbeschrei-
bungen garnichtmehr zumLehr-
plan Volksschule Baselland zäh-
le. «Damit bestätigt die Bildungs-
direktion die Untauglichkeit und
Irrelevanz» des entsprechenden
Teils.Dieswürde die Starke Schu-
le natürlich begrüssen.

Der Lehrplan Volksschule
Baselland besteht nun aus zwei
Teilen: Teil A trägt den Titel
«Stoffinhalte und Themen», Teil
B besteht aus rund 3500 Kompe-
tenzbeschreibungen. Dieses vom
Volk 2018 verlangte Update des
Lehrplans ist Ausdruck eines Un-
muts überdie Bildungsmisere, die
durch Kompetenzlehrmittel ent-
standen ist. Bei derAusarbeitung
des Teils Amit Stoffinhalten kam
es zwischen Sekundarlehrern und
derBildungsdirektion zumStreit.
Beat Lüthy vom Amt für Volks-
schule versuchte den Lehrplan-
entwicklern seine Version eines
Teils A aufzuzwingen, in welche
erwiederumKompetenzbeschrei-
bungen statt Inhalte hineinzu-
schmuggeln versuchte.

Daniel Wahl

Fehde zwischen Gschwind
und Starker Schule
Auf Konfrontationskurs Die Baselbieter
Bildungsdirektorin ist in Ungnade gefallen.

Monica Gschwind, Baselbieter
Bildungsdirektorin. Foto: Nicole Pont

Simon Bordier (Text) und
Dominik Plüss (Bilder)

Nach Aufhebung der Corona-
bedingtenGrenzsperrungen dür-
fen Schweizer seitMontagwieder
nachDeutschland «go poschte» –
und das tun sie auch. So stehen
an diesem sonnigen Samstagvor-
mittag im Parkhaus des Rhein-
center in Weil am Rhein vorwie-
gend Fahrzeuge mit Schweizer
Nummernschild: Die beiden Ba-
sel sind gut vertreten, es finden
sich aber auch Solothurner, Zür-
cherund erstaunlichviele Berner.
Zahlreiche Eidgenossen sind of-
fenbar bereit, eine Stunde oder
mehr Autofahrt auf sich zu neh-
men, um ihre Warenkörbe im
günstigen Ausland zu füllen.

Angst, keinen Parkplatz zu fin-
den, brauchtman jedoch keine zu
haben: Die ersten beiden Park-
decks sind zwargegen 10Uhrvoll,
doch in den oberen Levels sind
noch 300 Plätze frei. Auch im
Shoppingcenter selber hält sich
der Ansturm einigermassen in
Grenzen – mit Ausnahme des
Drogeriemarkts DM: Da warten
etwa drei Dutzend Kunden dar-
auf, eingelassen zuwerden. Dass
Pflege- und Toilettenartikel in
Deutschland besonders günstig
sind, führt schon seit vielen Jah-
ren dazu, dass sich Schweizermit
Cremes, Windeln und Parfüms
ennet der Grenze eindecken.

Doppelt so viele Kunden
Ist der ganz normale Einkaufs-
wahn zurück? Nicht ganz. Denn
in Baden-Württemberg herrscht
Maskenpflicht in Läden. Gerade
für Menschen aus der Schweiz,
woMaskenträger noch immer zu
einer exotischen Spezies gehö-
ren, ist das gewöhnungsbedürf-
tig.Wer imRheincenter shoppen
will und keinen Gesichtsschutz
dabeihat,wird aber nicht kalt zu-
rückgewiesen: BeimEingang des
Einkaufstempels haben sich fin-
dige Händler breitgemacht und
bieten eine grosse Palette an
Masken an: von selbst genähten
Stoffexemplaren bis zu chirurgi-
schen Masken.

Reges Treiben herrscht auch in
der Lörracher Innenstadt: Die
Plätze sind voll mit Menschen,
die bei einem Kaffee oder Bier
die Sonne geniessen, auf dem
Samstagsmarkt einkaufen oder
einen der Läden aufsuchen.

«Das Kundenaufkommen hat
sich praktisch verdoppelt»,
bestätigt Hans-Werner Breuer,
der sich als Vorsitzender des
Vereins Pro Lörrach für eine
attraktive Innenstadt engagiert.

Das ThemaMaskenmacht aller-
dings ihm und anderen Ge-
schäftstreibenden zu schaffen. Im
Moment herrschten milde Tem-
peraturen, da falle das Tragen
nicht allzu schwer. «Aber nächs-
te Woche soll es ja richtig heiss
werden. Nun stellen Sie sich mal
vor: Sie müssen als Kunde beim
Einkaufen bei über 30Grad stän-
dig dieMaske an- und ausziehen
– da haben Sie doch irgendwann
einfach keine Lust mehr.»

Er befürchtet, dass den Men-
schen die Konsumlaune vergeht.
Kommt hinzu, dass derGesichts-
schutz den Dialogmit demKun-
den erschwere, so Breuer. Er
selbst betreibt dasMöbelgeschäft
Wohnbedarf Becker: «Das Ver-
kaufen ist auch eine emotionale
Angelegenheit;wir lesen amGe-
sicht des Kunden ab, ob ihm ein
Produkt gefällt oder nicht.»

Der Reflex, sich beim Betreten
eines Geschäfts einen Gesichts-
schutz überzuziehen, ist für
Schweizer nicht selbstverständ-
lich, wie der Autor dieses Texts
selbst gemerkt hat:Wirhatten das
Obligatorium beim Bummeln
durchWeil amRhein und Lörrach
zwischenzeitlich vergessen und
mussten vom Ladenpersonal da-
rauf hingewiesen werden.

Ohne Schweizer gehts nicht
Dass sich Eidgenossen mit der
Tragepflicht teilweise noch
schwertun, hat sich im grenzna-
hen Ausland bereits herumge-
sprochen. Breuer: «Wir hatten
den Fall einer SchweizerKundin,
die etwas erbost reagierte und
sich beschwerte, als wir sie auf
dieMaskenpflicht hinwiesen.Die
meisten Kunden führten übri-
gens ihren eigenen Gesichts-
schutz mit, zur Not stelle man
aber gerne einen zurVerfügung.

Laut Breuer braucht es noch
eine gewisse Anlaufzeit, bevor
die Geschäftewieder richtig rund
laufen. Wie hoch der Anteil von
Schweizer Kunden am Umsatz
der lokalen Wirtschaft sei, lasse
sich nicht genau beziffern. Die
letzten drei Monate im Lock-
down hätten jedoch gezeigt:
«Wenn wir das wirtschaftliche
Niveau und die Lebensqualität
inWeil, Lörrach und anderen Ge-
meinden halten wollen, so geht
dies nurmit SchweizerKunden.»
Dass einemittelgrosse Stadtwie
Lörrach mit rund 50’000 Ein-
wohnern neben herkömmlichen
Geschäften wie Aldi oder Edeka
eine Vielzahl an Einkaufs- und
Unterhaltungsangeboten habe,
verdanke sie nicht zuletzt der
Nähe zur Schweiz.

Schweizer Kunden fremdeln
mit deutscherMaskenpflicht
Shoppingtouristen sind zurück Die Grenze ist offen, viele fahren wieder zum Einkaufen nach
Deutschland. Doch völlige Normalität ist noch nicht zurückgekehrt. Ein Rundgang.

Beim Eingang des Rheincenters werden Masken feilgeboten.

In Baden-Württemberg herrscht in den Läden Maskenpflicht – so auch
im Rheincenter in Weil am Rhein.

Er ist durchaus beschaulich, der
obere Teil der Müllheimerstras-
se. Als der pensionierte Chorlei-
ter undDirigentMichel Uhlmann
im April hierherzog, gefiel ihm
seine neue Umgebung auf An-
hieb Doch ein Wermutstropfen
trübt die Freude. «Als ich hier an-
kam, bemerkte ich bald die wil-
denMülldeponien.Manche stel-
len ihren Müll einfach so vors
Haus, nicht in Bebbi-Säcken ver-
packt. Deshalb wird er von der
Stadtreinigung nicht wegge-
räumt, und dasmitten in Pande-
miezeiten. Ich beobachtete dies
einen guten Monat lang. Die
Müllheimerstrasse wird zur
Mülleimerstrasse.»

Beim Augenschein der BaZ
waren in der Tat schon wieder
wilde Abfallsäcke deponiert,
während um die Ecke in der

Markgräflerstrasse Kartons ge-
stapelt waren und Sperrgut her-
umstand. Immerwieder habe er
dasAmt fürUmwelt und Energie
(AUE) kontaktiert und auch die
Kontrolleure direkt angespro-
chen. Diese hätten ihm geant-
wortet, sie seien aber nicht für
die Beseitigung des Mülls zu-
ständig, sondern nur für dieVer-
teilung der Bussen, so Uhlmann.

«Es passiert nichts»
Uhlmann begann zu handeln,
fotografierte den Müll und
schickte die Bilder an das AUE.
DessenAbfalldetektive haben die
Aufgabe, mutmassliche Abfall-
sünder zu eruieren und zu büs-
sen. «Doch es passierte nichts»,
berichtet Uhlmann.

BeimAugenschein der BaZ an
der Müllheimerstrasse waren in

der Tat wilde Abfallsäcke de-
poniert,während umdie Ecke in
der Markgräflerstrasse Kartons
gestapelt waren und Sperrgut
herumstand. Immerwieder habe
er dasAUE kontaktiert und auch
die Kontrolleure direkt ange-
sprochen. Diese hätten ihm ge-
antwortet, sie seien nicht für die
Beseitigung desMülls zuständig,
sondern nur für die Verteilung
der Bussen, berichtet Uhlmann.

Dominik Egli, Leiter der Bas-
lerStadtreinigung, sagt aufNach-
frage: «Es gibt immerwieder sol-
che Ecken im Unteren Kleinba-
sel, im St.-Johann-Quartier und
im Gundeli», so Egli. Das Vorge-
hen sei eingespielt: «Wir alarmie-
ren die Abfalldetektive des AUE.
Die kommen, dokumentieren
und verteilen Bussen und teilen
uns dann mit, ob wir den Abfall

wegräumen sollen oderob sie das
schon getan haben.»

Grundsätzlich dürfe die Stadt-
reinigung nur auf Allmend aktiv
werden, erklärt Egli. Bei Müll auf
privatem Grund sei der Hausbe-
sitzer zuständig. Die Stadtreini-
gung dürfe da nur auf Geheiss der
Polizei aktivwerden.

Max Fischer, Hausbesitzer an
der Müllheimerstrasse, doku-
mentiert das Littering zusammen
mit Anwohnern: «Sobald wir il-
legal entsorgtenMüll sehen, foto-
grafierenwir ihn und senden die
Bilder an die Abfallkontrolleure
des AUE, und dann kommt der
Müll weg. Das Problem ist: Die
Leute wissen das und entsorgen
dann ihrenMüll regelmässig auf
dieseWeise.»

Nur selten könnten dieAbfall-
detektive die Verursacher auf-

grund des Inhalts der Abfallsä-
cke eruieren und Bussen vertei-
len, beobachtet Fischer. Erweiss
nurvon einemeinzigen Fall eines
Anwohners, der von den Kont-
rolleuren identifiziert wurde.
Möglicherweise wohnten viele
derjenigen, die in der Müllhei-
merstrasse ihrenMüll illegal ent-
sorgen, gar nicht dort.

«Es wird immer schlimmer»
Max Fischer beklagt: «Es wird
immer schlimmer! Es ist eine un-
mögliche Geschichte. Der Müll
steht mitunter mehrere Tage in
unserer Strasse, wenn wir ihn
nicht melden. Vor kurzem ent-
sorgte jemand ein paarVelos auf
dem Trottoir. Die standen wäh-
rend längerer Zeit dort, bis sie
dann von Passanten mitgenom-
men wurden.» Eine Patentlö-

sung für das Abfallproblem vor
seiner Haustür hat Max Fischer
nicht. Zusammen mit Anwoh-
nern will er weiterhin den wil-
den Müll dokumentieren, foto-
grafieren und die Aufnahmen
ans AUE senden. «Wenn wir
nicht dauernd da schauen wür-
den, dann würde dies hier zu
einer dauerhaften wilden De-
ponie mutieren», so Fischer.
Eigentlichwünscht er sich Über-
wachungskameras, um die Ab-
fallsünder endgültig zu überfüh-
ren. Doch dies ist in Basel-Stadt
gesetzlich nicht möglich. Nicht
alle ärgern sich übrigens über die
wildenMülldeponien:Viele Pas-
santen bedienen sich und neh-
men Dinge mit, die noch zu ge-
brauchen sind.

Simon Erlanger

Die Hauptstrasse der Müll-Ignoranten
Illegale Abfallentsorgung im Kleinbasel Die Müllheimerstrasse wird immer mehr zur Mülleimerstrasse.
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